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III. 
Bekanntmachung der Feststellung des Jahresabschlusses 2024 des Zentralen Betriebshofes der 
Stadt Marl und Bestätigungsvermerk 
 
Gem. § 26 Abs. 4 der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein Westfalen in der Fassung vom 
16.11.2004 (GV. NRW. S. 644) – jeweils in der zum Zeitpunkt der Bekanntmachung geltenden Fassung - 
wird hiermit die Feststellung des Jahresabschlusses des Zentralen Betriebshofes der Stadt Marl für das 
Wirtschaftsjahr 2024 die Verwendung des Jahresgewinns sowie das Ergebnis der Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts bekanntgemacht: 
 
Der Rat der Stadt Marl hat in seiner Sitzung am 11.12.2025 beschlossen: 
 
1. Der Jahresabschluss des Zentralen Betriebshofes der Stadt Marl für das Wirt- 
 schaftsjahr 2024 wird festgestellt. 
 
2. Der Jahresüberschuss des Jahres 2024 (5.302.706,05 EURO) wird in Höhe des 

Haushaltsansatzes 2024 von 5.002.000,00 EURO an die Gemeinde ausgezahlt und in Höhe von 
300.706,05 EURO in den Gewinnvortrag eingestellt. 

 
3. Der Rat nimmt den Lagebericht 2024 des Zentralen Betriebshofes zur Kenntnis. 
 
4. Dem Betriebsausschuss wird für das Wirtschaftsjahr 2024 die Entlastung erteilt. 

 
Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2024 wurde die ETL WRG GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft, Gütersloh, beauftragt.  

Diese hat mit Datum vom 17.09.2024 den nachfolgend dargestellten uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erteilt.  

„An die eigenbetriebsähnliche Einrichtung Zentraler Betriebshof der Stadt Marl, Marl:  

Prüfungsurteile  

Wir haben den Jahresabschluss des Zentralen Betriebshofes der Stadt Marl, Marl, – bestehend aus der 
Bilanz zum 31. Dezember 2024 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 1. 
Januar bis zum 31. Dezember 2024 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- 
und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht des Zentralen 
Betriebshofes der Stadt Marl, Marl, für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2024 
geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 

entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der §§ 21 ff. 
der Eigenbetriebsverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen i. V. m. den einschlägigen 
deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung sowie der landesrechtlichen 
Vorschriften ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und 
Finanzlage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zum 31. Dezember 2024 sowie ihrer 
Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2024 und 
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vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt unter Beachtung der landesrechtlichen 
Vorschriften ein zutreffendes Bild von der Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung. In allen 
wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht 
den einschlägigen deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.“ 

*** 
 
Der Jahresabschluss wird nach Erscheinen dieses Amtlichen Bekanntmachungsblattes im Zentralen 
Betriebshof der Stadt Marl, Zechenstraße 20, Abteilung Verwaltung Abfallwirtschaft und Stadtreinigung, 
Zimmer 1.7 (montags und dienstags von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr, mittwochs und freitags von 8.00 Uhr bis 
12.30, donnerstags von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr, Uhr), bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses 
zur Einsichtnahme verfügbar gehalten.  
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Vorstehende Feststellung des Jahresabschlusses, Verwendung des Jahresgewinns sowie das 
Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht.  
 

Hinweise: 
 
§ 7 Abs. 6 Gemeindeordnung NRW 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 

§ 54 Abs. 4 Gemeindeordnung NRW 
Die Verletzung eines Mitwirkungsverbots nach § 43 Abs. 2 in Verbindung mit § 31 kann gegen 
den Beschluss des Rates oder eines Ausschusses, dem eine Angelegenheit zur Entscheidung 
übertragen ist, nach Ablauf eines Jahres seit der Beschlussfassung oder, wenn eine öffentliche 
Bekanntmachung erforderlich ist, ein Jahr nach dieser nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn, dass der Bürgermeister den Beschluss vorher beanstandet hat oder die Verletzung 
des Mitwirkungsverbots vorher gegenüber der Gemeinde gerügt und dabei die Tatsache 
bezeichnet worden ist, die die Verletzung ergibt. 

Marl, 08.01.2026 
 
 
gez. 
Thomas Terhorst 
Bürgermeister 
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IV. 
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 
hier: Andrè Eggenschwiler – Schreiben vom 11.12.2025 
 

 
 


